
h m • i • 

ein-sieg-kreis* 
U b o r s i c h t 

über die vom Kre i sausschuss des Rhe in -S ieg -Kre i ses in seiner 38. S i tzung am 10.02.2014 ge-
fassten Beschlüsse: 

TO.-
Punkt Beratungsgegenstand 

Beschluss-Nr./ 
Ergebnis 

Abstimmungs­
ergebnis 

Öffentlicher Teil 

1. Niederschrift über die 37. Sitzung des Kreisausschus­
ses am 20.01.2014 

Anerkannt 

1.1. Antrag der CDU-Kreistagsfraktion vom 06.02.2014: 
Sanierung der Nordbrücke in der Stadt Bonn 

416/14 
Zustimmung 

einstimmig, 
Seite 8 

2. Neuwahl eines Beisitzers/einer Beisitzerin des Wahl­
ausschusses für die Kommunalwahlen im Jahre 2014 
sowie eines Stellvertreters/einer Stellvertreterin gem. § 
2 Abs. 3 S. 1 Kommunalwahlgesetz (KWahIG) 

417/14 
Empfehlung an KT 

einstimmig, 
Seite 8 

3. Anpassung des ÖPNV-Angebotes Rhein-Sieg-
Kreis/Bonn 
- Buslinien SB 55 und 551 -

418/14 
Zustimmung 

einstimmig, 
Seite 9 

4. Landesentwicklungsplan (LEP); 
Stellungnahme des Rhein-Sieg-Kreises im Verfahren 
zur Neuaufstellung des L E P 

419/14 
Zustimmung 

einstimmig, 
Seite 10 

5. Kenntnisnahme von der Niederschrift über die Sitzung 
des Ausschusses für Kultur und Sport am 13.12.2013 

Kenntnisnahme 

6. Kenntnisnahme von der Niederschrift über den öffentli­
chen Teil der Sitzung des Bau- und Vergabeausschus­
ses am 16.01.2014 

Kenntnisnahme 

8. 

Anregungen und Beschwerden nach § 21 KrO N R W 

Mitteilungen und Anfragen 

Nichtöffentlicher Teil 

420/14 

Verweis in SozA 

Kenntnisnahme 

einstimmig, 
Seite 11 

9. Kenntnisnahme von der Niederschrift über den nichtöf­
fentlichen Teil der Sitzung des Bau- und Vergabeaus­
schusses am 16.01.2014 

Kenntnisnahme 

10. Mitteilungen und Anfragen Kenntnisnahme 
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Folgende Besch lussempfeh lungen fallen in die Zuständigkeit des Kre is tages: 

TO.-
Punkt Beratungsgegenstand 

Beschluss-Nr./ 
Ergebnis 

Abs t immungs­
ergebnis 

2. Neuwahl eines Beisitzers/einer Beisitzerin des Wahl­
ausschusses für die Kommunalwahlen im Jahre 2014 
sowie eines Stellvertreters/einer Stellvertreterin gem. § 
2 Abs. 3 S. 1 Kommunalwahlgesetz (KWahIG) 

417/14 
Empfehlung an KT 

einstimmig, 
Seite 8 
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N i e d e r s c h r i f t 

über die in der 38. Si tzung des K re i sausschusses des Rhe in -S ieg -Kre ises am 10.02.2014 ge-
fassten Beschlüsse: 

Sitzungsbeginn: 16:00 Uhr 
Sitzungsende: 16:50 Uhr 
Ort der Sitzung: B 1.12 
Datum der Einladung: 31.01.2014 
Einladungsnachtrag vom: 06.02.2014 

Anwesende Mitglieder: 

Vors i tzender 
Herr Frithjof Kühn 

Kre is tagsabgeordnete C D U 
Herr Rolf B a u s c h 
Frau Brigitte Donie 
Herr Michael Donix i. V . der A b g . Renate Mersch 
Frau Heidi Rackwi tz -Z immermann 
Herr Josef Schäferhoff 
Herr Sebast ian Schus te r 
Herr Michael Sol f 

Kre is tagsabgeordnete S P D 
Frau Ute Krupp 
Herr Udo Scharnhorst 

Herr Jürgen Schu l z i. V . des A b g . Sebas t ian Hartmann 
Herr Ach im Tüttenberg 

Kre is tagsabgeordnete GRÜNE 
Frau Gab i Deussen-Dops tad t 
Herr Ingo Steiner ab 16:10 Uhr 

Kre is tagsabgeordnete F D P 
Herr Dr. Kar l -Heinz Lamberty 
Herr K laus-Peter Smie l ick 

Kre is tagsabgeordneter DIE L I N K E 
Herr Michael Lehmann 

Entschuldigt fehlten: 

Kreis tagsabgeordneter S P D 
Herr Sebast ian Hartmann 

Kre is tagsabgeordnete fraktionslos 
Frau Renate Mersch 
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38. Si tzung des Kreisausschusses am 10.02.2014 
TOP Beratungsgegenstand Vorlagen-/Antrags-Nr. 

Vertreter/innen der Verwaltung: 
K D ' i n He inze 
Ltd. K V D Car l 
Ltd. K V D J a e g e r 
Ltd. K V D ' i n Ude lhoven 
Dezernent W a g n e r 
Ltd. K V D Siegberg 
V A Dr. Sar i kaya 
K B O R ' i n Strüwe 
Pressereferent in Lorenz 
V A Boomgaren (Kreistagsbüro) 
V A Rel lecke (Kreistagsbüro) 
K V R Herkenrath - Schrift führer 



38. Si tzung des Kreisausschusses am 10.02.2014 
TOP Beratungsgegenstand Vorlagen-/Antrags-N r. 

Öffentlicher Teil 

l A l lgemeine und Geschäftsordnungsangelegenhei ten [ 

Der Landrat eröffnete die 38. Si tzung des K re i sausschusses und begrüßte die A n ­
wesenden . Er verwies auf die Ein ladung vom 31.01.2014 sowie den Nachtrag und 
die Nachsendung vom 06.02.2014 und stellte fest, dass die Ein ladung form- und 
fristgerecht erfolgt ist. 

E r fragte, ob es Wünsche zur Tagesordnung gebe. Dies war nicht der Fal l . 

1 Niederschrift über die 37. Si tzung des K re i sausschusses am 
20.01.2014 

E inwendungen wurden nicht erhoben. Die Niederschrift gilt somit als anerkannt. 

1.1 Antrag der CDU-Kre is tagsf rakt ion vom 06.02.2014: 
Sanierung der Nordbrücke in der Stadt Bonn 

Der Landrat teilte mit, man sei von Meldungen überrascht worden, wonach bei der 
San ierung der Bonner Nordbrücke in den Sommerfer ien d iesen Jahres entgegen der 
ursprünglich möglich ersche inenden P lanung, zwei Fahrstrei fen in jede Richtung zu 
erhalten, nun aufgrund von Einwänden der Autobahnpol ize i nur noch ein Fahrstre i ­
fen in jede Richtung eingerichtet werden sol le. 

A b g . Schuster dankte, dass d ieser Antrag aufgrund der Aktualität noch auf die T a ­
gesordnung genommen werden konnte. Er denke, dies diene auch dem Interesse 
der Information der Öffentl ichkeit. 

Ltd. K V D Siegberg führte aus, am vergangenen Freitag sei die Entscheidung ver­
kündet worden, dass anstatt der erhofften 4:0-Verkehrsführung eine sogenannte 2:0-
Verkehrsführung - a lso nur eine Fahrspur je Fahrtrichtung - durch den Landesbetr ieb 
Straßenbau und die Autobahnpol ize i befürwortet und somit auch von der Bez i rksre-
gierung angeordnet worden se i . Der Pressekon fe renz am vergangenen Freitag habe 
als Begründung entnommen werden können, dass die Autobahnpol ize i nicht in der 
Lage sei , das Durchfahrtsverbot, was mit der 4:0-Verkehrsführung unabdingbar ver­
bunden wäre, rund um die Uhr zu kontroll ieren. Die Pol ize i habe die die Stands icher ­
heit der Brücke nicht garantieren können, da es sich hier nicht nur um Schweißarbei ­
ten, wie bei der Leverkusener Brücke, handele. Hierdurch werde es in der Reg ion zu 
erhebl ichen S taus kommen. S o wird s ich der Verkehr von täglich 106.000 F a h r z e u ­
gen von der Nordbrücke ins nach geordnete Straßennetz ver lagern und zu erhebl i ­
chen Rückstaus führen. Nach vor l iegenden Berechnungen einer Ingenieurgesel l ­
schaft für das Stadtgebiet Bonn werde s ich die Kapazität der A 565 bei der 2:0-
Verkehrsführung von 9.100 Fahrzeugen stündlich in beiden Fahrtr ichtungen um 
5.000 Fahrzeuge minimieren. Davon werden 2.800 Fahrzeuge auf die A 562, a lso 
die Südbrücke, und 2.200 Fahrzeuge auf die Kennedybrücke ausweichen. Die K a ­
pazitätsgrenze aller Straßen im Rhe in -S ieg-Kre is und im Stadtgebiet Bonn sei nach 
den Berechnungen damit überschritten. Hinzu komme hier noch ein erhebl icher A n ­
teil an Schwer lastverkehr , der s ich auch seine Fahrtr ichtung suchen werde. Das In­
genieurbüro habe zur Kapazitätsgrenze (Tagesgangl in ie) auf der A 565 bei einer 
einspur igen Verkehrsführung ausgerechnet , dass über eine Fahrspur, wenn al les 
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38. Si tzung des Kreisausschusses am 10.02.2014 

TOP Beratungsgegenstand Vorlagen-/Antrags-Nr. 

optimal laufe, rund 1.800 Fahrzeuge pro Stunde abgewickel t werden könnten. Hier 
habe man aber wesent l ich mehr Fahrzeuge, nämlich in der Spi tze 5.000 bis 6.000 
Fahrzeuge pro Stunde. Somit werde man an S o n n - und Feier tagen in der Zeit von 
10.30/11.00 Uhr bis 21.00 Uhr, an Ur laubssamstagen in der Zeit von 09.00 bis 21.00 
Uhr und an Ur laubswerktagen in der Zeit von 05.00/06.00 Uhr bis abends 
21.00/22.00 Uhr im Stau s tehen. E s werde also in der Zeit zu erhebl ichen Prob lemen 
im Straßenverkehrsnetz kommen. 

Nach se inen Berechnungen werden s ich vormittags bis zu 3.800 Fah rzeuge aufstel­
len, was bei einer durchschnit t l ichen Aufstel l f läche je Fahrzeug von 7 m insgesamt 
26.000 m ergebe, ausgerechnet auf 2 Fahrspuren immer noch 13.000 m. A l s o habe 
man einen Rückstau von 13 km von der Nordbrücke bis weit auf die A 59. V ie l Ve r ­
kehr werde s ich zudem auf das nach geordnete Straßennetz ver lagern, a lso auf 
Bundes- , Landes - und Kreisstraßen. E s werde aber nicht mögl ich se in , den komplet­
ten Verkehr hierüber abzuwicke ln , weil d ies entweder am „Nadelöhr Kennedybrücke" 
oder am „Nadelöhr Südbrücke/Reuterstraße" dann zu großen Rückstaus führen wer­
de. D ieses Prob lem sei nicht in den Griff zu bekommen. 

M a n könne nur ve rsuchen, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, den Hauptverkehr zu 
minimieren. Hier se ien aber nur Appe l le möglich. S o könne man nur dafür werben, 
Fahrgemeinschaf ten zu bilden und unnütze Fahrten einzustel len, wo mögl ich aufs 
Fahrrad umzuste igen, V ideokonferenzen durchzuführen, Telearbeitsplätze anzub ie­
ten und s ich schon im Vorh inein über Alternativen G e d a n k e n zu machen . M a n werde 
demnächst beim Straßenverkehrsamt mit ca . 130.000 Besuche rn im Jahr e ine W e r ­
beaktion starten und Info-Flyer über Alternativen zur Verkehrsführung vertei len. Dies 
al les sei aber nur ein „Tropfen auf den heißen Stein." Die Reg ion werde im S o m m e r 
d ieses Jah res zu leiden haben. 

A b g . Schus ter kritisierte, d a s s sei tens des Landes nun so getan werde, als käme 
dies al les ganz überraschend. D iese Entwicklung und die auftretenden Prob leme 
se ien bereits seit Monaten , wenn nicht Jahren , bekannt. Und nun damit zu a rgumen­
tieren, die Pol ize i sehe s ich plötzlich außer Stande, dies zu kontroll ieren, oder man 
könne e inem Fahrzeug nicht ansehen , ob es 3,5 oder mehr Tonnen habe und die 
L K W - F a h r e r hielten s ich nicht an Vorgaben , das halte er schon für sehr f ragwürdig. 
Das Land habe zudem mit der Leverkusener Brücke bereits einschlägige Er fahrun­
gen sammeln können, wie man mit dem Schwer lastverkehr umgehen und das kon­
trollieren müsse. Desha lb halte man dies für eine schwache und nicht sonder l ich 
überzeugende Argumentat ion. Se ine Fraktion sch lage daher geme insam mit ihrem 
Partner vor, den Landrat zu bitten und zu beauftragen, noch e inmal beim Landesver ­
kehrsminister vorstell ig zu werden und zu versuchen, d iese Situation vom L a n d e s ­
verkehrsminister ium h e r z u verbessern und uns zu unterstützen. 

A b g . Steiner sch loss s ich den Ausführungen se ines Vor redners an und unterstützte 
e inen so lchen Ant rag. A l s Vors i tzender des P l a n u n g s a u s s c h u s s e s habe man s ich 
bereits vor drei Jahren mit dem Bonner Kol legen Rolf B e u die Mühe gemacht , d ies 
intensiv zu beraten und vorzuberei ten, weil man genau d iese Problemat ik habe s e ­
hen können. M a n habe zahl re iche Bitten und Forderungen an den Landesbet r ieb 
gestellt. E s sei aber schock ie rend, wenn man morgens im Rad io vom Bonner Ober ­
bürgermeister höre, d a s s man s ich frühzeit ig darum gekümmert habe. Zwei P l a ­
nungsausschüsse und eine Verwal tung hätten intensiv an e inem Strang g e z o g e n . 
Die Bonner Verwal tung sei aber meistens die gewesen , die al les ausgebremst habe. 
Dies müsse hier auch mal gesagt werden. A m meisten störe ihn aber die Ta tsache , 
dass das Verkehrsminis ter ium es bis heute nicht für erforderl ich halte, e ine Simulat i -



7 

38. Si tzung des Kreisausschusses am 10.02.2014 

TOP Beratungsgegenstand Vorlagen-/Antrags-Nr. 

on der Verkehrssi tuat ion auf der Nordbrücke bei einer 4 :0- bzw. 2:0-Lösung durchzu­
führen, mit der Begründung, d ies bringe keine weiteren Erkenntn isse. D iese Er ­
kenntnisse fehlten nun und ihn schock iere , dass man dies l ieber live an den M e n ­
schen ausprobieren wol le. E r sei durchaus der Ansicht , dass man den Lkw-Verkehr 
großräumig schon ab Köln umleiten könne. Be im Pkw-Verkehr werde das schwier ig , 
weil er aus der Reg ion komme. Außerdem störe ihn massiv , wenn die Pol ize i laut der 
P r e s s e öffentl ich sage , man könne das nicht machen , weil man die L K W - F a h r e r 
nicht kontroll ieren könne. Er frage s ich, was das für ein S ignal an die Bürger se i , 
dass man sich an Verbote nicht halten müsse. Hier müsse man Lösungen für die 
Reg ion f inden und vor al len Dingen akzept ieren, dass man für d iese Zeit auch mehr 
Kräfte brauche. Das Land müsse bereit se in , Persona l bei der Pol ize i zur Ver fügung 
zu stel len. E s könne nicht se in , dass man hier e infach kapituliere, weil s ich Lkw-
Fahrer nicht an Recht und G e s e t z halten. Die D iskuss ion nach dem Motto „Wir kön­
nen nicht unterscheiden, ob ein Lkw 3,5 oder 4,5 Tonnen hat," halte er im Übr igen für 
vo rgeschoben. Darum gehe es gar nicht. E s sei v ie lmehr die Frage, ob es s ich um 
einen kleinen oder großen Lkw handele: 7,5-, 16- oder 32 Tonner könne jedes Kind 
unterscheiden von e inem kleinen Lkw. Und dies könne man durchaus auch kontrol­
l ieren, wenn man es denn möchte. Er g laube, Ta tsache se i , dass man es einfach 
nicht wolle, weil man den e infachen W e g gehen wolle. M a n müsse nun alle Mögl ich­
keiten ergreifen, dies zu verhindern. Das Verkehrsminis ter ium müsse hier unbedingt 
den Landesbetr ieb Straßenbau anwe isen , e ine Verkehrss imulat ion durchzuführen, 
so wie in Düren bei einer k leinen Maßnahme erfolgt. D ies führe mit Sicherhei t zu 
Erkenntn issen, die man verwerten könne. 

A b g . Krupp wies darauf hin, d a s s man im P lanungs- und V e r k e h r s a u s s c h u s s bereits 
seit Jahren über d ieses T h e m a diskutiere. M a n sei s ich einig, d a s s d iese Kehr twen­
de in so kurzer Zeit n iemanden erfreuen könne. S ie gehe davon aus , d a s s die V e r ­
waltung hier geme insam mit den Bonnern vorstell ig werde, um zu ve rsuchen , hier 
„auf breiter Front" noch etwas zu ändern. N iemandem könne daran ge legen se in , 
dass es hier in der Reg ion zu d iesem Kol laps komme. S ie hoffe, d a s s noch B e w e ­
gung möglich se i . 

A b g . B a u s c h verwies auf die Ausführungen von Herrn Körte vom Landesbet r ieb 
Straßenbau im Zuge einer geme insamen Si tzung der P lanungs- und Ve rkeh rsaus ­
schüsse der Stadt Bonn und des Rhe in -S ieg-Kre is , wonach hier durchaus unter­
schiedl iche Möglichkeiten aus der Sicht des Landesbet r iebs in Betracht kämen. E s 
könne aber nicht se in , d a s s s ich hier prakt isch „über Nacht" etwas Wesen t l i ches an 
der F a c h - und Sach lage des letzten Jahres geändert habe. Danach se i das Land bei 
entsprechender pol izei l icher Präsenz in der Lage gewesen , d iese Kontrol len durch­
zuführen und die 4 :0 -Rege lung zu real is ieren, es sei denn, man habe nicht genü­
gend Pol ize ibeamte für d iesen Zei t raum von wen igen W o c h e n zur Ver fügung. Of fen­
sichtl ich wolle man also d iese Lösung nicht, was man in der Reg ion so nicht h inneh­
men könne. Desha lb müsse möglichst im regionalen E invernehmen die große Ent­
täuschung darüber z u m Ausd ruck gebracht werden, d a s s man so mit der Reg ion 
verfahre. E s sei hier versäumt worden, eine Verkehrss imulat ion durchzuführen, wo­
für man kein Verständnis habe Im Fal le Düren habe man eine so lche durchgeführt , 
obwohl es hier um einen wei taus ger ingeren f inanziel len Au fwand gegangen se i . Mit 
e iner Verkehrss imulat ion käme man hier wahrschein l ich zu e inem anderen Ergebnis . 
Er habe die Sorge , d a s s es ab dem 01.01.2015 - wenn die umfassende San ie rung 
der Nordbrücke für e inen Zei t raum von vier Jah ren anstehe - genauso laufen sol le. 
Desha lb müsse man hier möglichst geme insam mit der Stadt Bonn in aller Deut l ich­
keit se inen Unmut äußern. 
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38. Si tzung des Kreisausschusses am 10.02.2014 
TOP Beratungsgegenstand Vorlagen-/Antrags-Nr. 

B.-Nr. Der Kreisausschuss beauftragt die Verwaltung, sich gemeinsam mit der Stadt 
416/14 Bonn an den zuständigen Landesverkehrs- und Landesinnenminister zu w e n ­

d e n und auf die für die Region sich ergebende untragbare Verkehrssituation 
hinzuweisen und zu fordern, doch noch die 4:0-Lösung sowie die erforderli­
chen Kontrollen durch die Autobahnpolizei mit dem entsprechenden Personal 
z u ermögl ichen. Zudem solle eine Verkehrssimulation durchgeführt werden, 
u m sich auf die Situation besser vorbereiten zu können. Die Landtagsabgeord­
neten aus der Region werden gebeten, unterstützend tätig zu werden. 

A b s t - Einstimmig. 

ErcL! 

Ltd. K V D Siegberq verwies zudem auf den nunmehr vor l iegenden, aktuellen P lan 
des Landesbetr iebes Straßenbau zu den geplanten und erforderl ichen Maßnahmen 
im Straßenverkehrsnetz in den nächsten Jahren, den er sodann auch näher erläuter­
te. Der aktuelle P lan des Landesbetr iebs Straßenbau werde der Niederschrift beige­
fügt. 

Anmerkung des Schriftführers: Der aktuelle Plan des Landesbetriebes Straßen­
bau über die in den nächsten Jahren im Straßenverkehrsnetz anstehenden Maß­
nahmen ist der Niederschrift als Anlage 1 beigefügt. 

Neuwahl e ines Beis i tzers/e iner Beisitzerin des Wah lausschus ­
s e s für die Kommuna lwah len im Jahre 2014 sowie e ines Stel l­
vertreters/einer Stellvertreterin gem. § 2 A b s . 3 S . 1 Kommu-
nalwahlgesetz (KWahIG) 

B.-Nr. 
417/14 

Abst.-

ErcL! 

A b g . Donie schlug sei tens der CDU-Kre is tagsf rak t ion Frau Brigitte Donie für die 
W a h l zur Beisitzerin sowie Frau Renate Becker -Ste inhauer für die Wah l zu deren 
persönl ichen Stellvertreterin vor. 

Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag, nachstehenden Beschluss zu 
fassen: 

Für den Beisitzer des Wahlausschusses für die Kommunalwahl im 
Jahre 2014, Herrn Sebastian Schuster (CDU), wird 

- als neue Beisitzerin Frau Brigitte Donie 

- und als Stellvertreterin Frau Renate Becker-Steinhauer 

gewählt. 

Einstimmig. 

A n p a s s u n g des ÖPNV-Angebotes Rhe in -S ieg -Kre is /Bonn 
- Busl in ien S B 55 und 551 -

Der Landrat verwies auf die einst immige Besch lussempfeh lung des P lanungs- und 
Ve rkeh rsausschusses in se iner Si tzung am 22.01.2014. 
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38. Si tzung des Kreisausschusses am 10.02.2014 
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B.-Nr. Der Kreisausschuss beschließt die Umsetzung der Angebotsausweitungen auf 
den Linien S B 55 und 551. 

A b s t - Einstimmig. 

4 Landesentwick lungsplan (LEP) ; 
Ste l lungnahme des Rhe in -S ieg -Kre ises im Verfahren zur Neu 
aufstel lung des L E P 

-

Der Landrat wies darauf hin, dass man im Zuge der Si tzung des P lanungs- und Ver ­
keh rsausschusses am 22.01.2014 vereinbart habe, über einige wenige noch offene 
Punkte der Ste l lungnahme im R a h m e n einer interfraktionellen Abs t immung am 
03.02.2014 möglichst E invernehmen zu erzielen und insoweit noch keine B e s c h l u s s ­
empfehlung an den K re i sausschuss auszusprechen . Im Übrigen habe der P lanungs­
und Ve rkeh rsausschuss einst immig besch lossen , die Entsche idung in die heutige 
Si tzung des K re i sausschusses zu vertagen. Anlässl ich der interfraktionellen Abs t im­
mung am 03.02.2014 habe zu allen thematisierten Inhalten E invernehmen erzielt 
werden können, mit A u s n a h m e der Themen „Schutz vor Fluglärm Köln/Bonn (Ziel 
8.1-7)" und „Nutscheid (Ziel 7.2-2)." Die Verwal tung habe in der Vor lage empfohlen, 
beide Themen nicht weiter zu vertiefen, um hier die e invernehml iche Besch luss fas ­
sung nicht in Frage zu stel len. 

A b g . Smiel ick merkte an, n iemand im Kre i sausschuss werde Bedenken dagegen 
erheben, dass der 1995 besch lossene L E P nun dr ingend fortgeschr ieben werden 
müsse. Bei d ieser Gelegenhei t danke er auch der Kreisverwaltung für die vorgelegte, 
umfangreiche Ste l lungnahme. Man habe nicht al len, aber den meisten Punkten z u ­
st immen können. S o gebe es folgende, erhebl iche Bedenken zu dem vorgelegten 
Entwurf: Auf der einen Sei te sei man sich einig in dem Ziel , den Flächenverbrauch zu 
reduzieren, auf der anderen Sei te sollte man dabei aber nicht über das Ziel h inaus 
schießen und die kommunale Planungshohei t aushöhlen, wie man das an vielen 
Stel len er lebe. E s sei auch nicht hilfreich, wenn man mit nicht definierten Begri f fen 
versuche, die Dinge noch schwier iger zu gestalten. G e r a d e der Rhe in -S ieg -Kre is mit 
se inen zahl re ichen Geme inden und kleinen Orten habe es da schwer genug. D e s ­
wegen könne er nur begrüßen, dass man dies in der Ste l lungnahme nochmals z u m 
Ausdruck bringe. Er denke, man könne dem Kompromiss nun zust immen, denn es 
sei letztlich auch in unserem Sinne, dass der L E P nicht dies al les mit au fnehmen 
müsse, sondern es sollte möglichst viel der Reg ion und auch den Kommunen vorbe­
halten bleiben. Ein wesent l iches Kriterium sei , dass die p laner ische Flexibi l is ierung 
auch tatsächlich ermöglicht werde und es den Kommunen nicht noch schwerer ge­
macht werde. 

A u c h A b g . Schus te r dankte der Verwal tung. V o n ganz entscheidender Bedeutung 
sei , hier als Reg ion einheitl ich aufzutreten. Ansons ten werden man in Düsseldorf 
oder Berl in entgegen gehal ten bekommen, dass man s ich doch erst e inmal in der 
Reg ion einig werden sol le. Se iner Fraktion sei es daher eine möglichst e invernehml i ­
che Verabsch iedung wichtig. W e n n nun d iese zwei Punkte hier außen vor bl ieben, 
so könne man damit leben. Man kenne die Besch luss lage aus 2006 zum Nacht f lug­
verbot auf dem Flughafen Köln/Bonn und habe auch die Resolut ionen in der Fo lge­
zeit in Er innerung, die s ich aber im Wesent l i chen auf das Nachtf lugverbot bei P a s s a ­
gierf lügen bezogen. Insoweit habe man sich von der Veral tung überzeugen lassen , 
dass es nicht Au fgabe d ieses L E P bzw. der Ste l lungnahmen sein müsse, d ies hier 
erneut zu thematisieren. Desha lb könne man zust immen, d iese beiden Punkte hier 
außen vor zu lassen. 
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A b g . Krupp lobte das transparente Ver fahren mit Verwe isung an die Arbei tsgruppe 
und den Ablauf in der vergangenen W o c h e . Dies sei gut kommuniziert worden und 
man habe es auch gut mit den e igenen Kol legen abst immen können. Nun könne 
man hier auch zu e inem einheit l ichen Votum kommen. 

Herr Steiner merkte an, man habe in seiner Fraktion bis zum Sch luss an e inem 
Kompromiss gearbeitet, da man e inem einst immigen Besch luss d ieser Ste l lungnah­
me zum L E P nicht entgegenstehen wollte, zumal Einst immigkeit vorteilhaft für unse­
re Interessen se i . Dennoch bedürfe die Ste l lungnahme aus der Sicht se iner Fraktion 
einer Ergänzung, welche man im R a h m e n einer Protokollnotiz der Ste l lungnahme 
beifügen möge. Insbesondere gehe es darum, dass der Rhe in -S ieg-Kre is die A n g e ­
messenhei t der Auswe isung des Flughafens Köln/Bonn als landesbedeutsamer 
Flughafen, der bedarfsgerecht weiter zu entwickeln se i , anerkenne. Jedoch bedeute­
ten insbesondere die am Flughafen Köln/Bonn verorteten und evtl. h inzukommenden 
Funkt ionen in Kombinat ion mit einer Nachtf lugerlaubnis eine erhebl iche Beeinträcht i­
gung für die Bevölkerung im Umfeld. Die dazu im LEP-Entwur f enthaltenen A u s s a ­
gen se ien nicht ausre ichend. Se ine Fraktion fordere deshalb die Au fnahme e ines 
Nachtf lugverbotes am Flughafen Köln/Bonn in den L E P , das s ich für ein Passag ie r ­
nachflugverbot und eine Kernruhezei t im gesamten Flugverkehr ausspreche . Die 
bisher getroffenen Beschlüsse des Kre is tages vom 30.03.2006, 14.09.2007 und 
13.10.2011 se ien uneingeschränkt gültig. Dies würde man der Ste l lungnahme als 
Protokollnotiz der GRÜNEN-Frakt ion beifügen wol len und im Übrigen der Ste l lung­
nahme dann so zust immen. Denn es gebe eine rechtl iche Frageste l lung, inwieweit 
der L E P für d iese Themen zuständig se i , die in der Kürze der Zeit nicht endgült ig zu 
eruieren gewesen sei . Desha lb d iese Protokollnotiz. 

Der Landrat stellte fest, dass die GRÜNE-Frakt ion auf die bestehende Besch luss lage 
des Kre is tages verweise. D iese werde von der Ste l lungnahme zum L E P ja nicht an ­
getastet. Da in der Ste l lungnahme zum L E P dies aber konkret nicht auftauche, sei es 
der GRÜNEN-Frakt ion unbenommen, auf die bestehende Besch luss lage des Kre is ­
tages h inzuweisen. Insoweit sehe er keine Bedenken gegen eine so lche Protokol lno­
tiz. 

A b g . Lehmann sch loss s ich namens seiner Gruppe den Ausführungen des A b g . S te i ­
ner ausdrückl ich an. 

B.-Nr. Der Kreisausschuss beschließt und beauftragt die Verwaltung, die im Entwurf 
418/14 als Anhang beigefügte Stellungnahme zum Entwurf des Landesentwicklungs­

plans abzugeben. 

Abst.-
Erg.: 

Einstimmig. 

Anmerkung des Schriftführers: Die Protokollnotiz der GRÜNE-Kreistaasfraktion ist 
der Niederschrift als Anlage 2 beiaefüat. 

5 Kenntn isnahme von der Niederschrif t über die Si tzung des A u s ­
s c h u s s e s für Kultur und Sport am 13.12.2013 

Der K re i sausschuss nimmt von der Niederschrift Kenntnis. 

6 Kenntn isnahme von der Niederschrif t über den öffentl ichen Teil 
der Si tzung des B a u - und V e r g a b e a u s s c h u s s e s am 16.01.2014 

Der K re i sausschuss nimmt von der Niederschrift Kenntnis. 

A0 
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7 An regungen und Beschwerden nach § 21 K r O N R W 

419/14 
Der Kreisausschuss verweist die Anregung/Beschwerde gemäß § 21 KrO NRW 
der Interessengemeinschaft „Auf dem Vogelsang", Herr Norbert Lang, vom 
27.01.2014 zur Unterstützung für „Frauen helfen Frauen Troisdorf / Much e. V . " 
zur weiteren Beratung in den Ausschuss für soziale Angelegenheiten und so­
ziale Beschäft igungsförderung. 

A b s t - Einstimmig. 

8 Mittei lungen und Anf ragen 

8.1 Der Land rat nahm Bezug auf den einst immigen Besch luss des K r e i s a u s s c h u s s e s 
vom 20.01.2014, die Verwal tung zu beauftragen, die Errichtung e ines „Beruf l ichen 
G y m n a s i u m s für Gesundhei t " am Georg-Kerschenste iner -Beru fsko l leg des Rhe in -
S ieg -K re i ses in Troisdorf zum Schul jahr 2014/2015 im R a h m e n e ines Schu lve rsuchs 
des Landes Nordrhein-Westfa len über die Bezi rksregierung Köln beim Minister ium 
für Schu le und Weiterbi ldung zu beantragen. Nunmehr habe die Bezi rksregierung in 
Köln als Obere Schulaufsichtsbehörde mündl ich mitgeteilt, dass das Minister ium für 
Schu le und Weiterbi ldung N R W den Antrag genehmigt habe. A u c h e inem Ant rag der 
Stadt Bonn , ein beruf l iches G y m n a s i u m Gesundhe i t am Rober t -Wetz lar -Berufskol leg 
zu err ichten, sei entsprochen worden. 

8.2 A b g . Schus te r nahm Bezug auf die Berichterstattung und die D iskuss ionen z u m Er­
halt des K rankenhauses in Eitorf. E r sch lage vor, hierzu eine interfraktionelle R e s o l u ­
tion an das Land Nordrhein-Westfa len zu erarbeiten, da der Erhalt des Standor tes 
Eitorf sowohl für die Geme inde als auch überregional für den Rhe in -S ieg -Kre is von 
großer Bedeutung se i . Se ine Fraktion se i der Ansicht , dass das Land hier rechtl iche 
Mögl ichkeiten zur Hilfe habe. Er überreiche daher dem Landrat heute e inen entspre­
chenden Resolut ionsentwurf mit der Bitte, d iesen zur Abs t immung an die Kre is tags­
fraktionen weiterzuleiten. D a auch eine gew isse Eilbedürft igkeit bestehe, rege er 
zudem an, d iese Resolut ion möglichst noch im Februar 2014 im Umlaufver fahren zu 
verabsch ieden , mit anschl ießender Genehmigung durch den Kreistag. 

A b g . Deussen-Dops tad t unterstütze d iesen Vorsch lag . Die Themat ik sei auch bereits 
in der letzten Si tzung des A u s s c h u s s e s für soz ia le Ange legenhe i ten und soz ia le B e ­
schäft igungsförderung beraten worden. Hier sei darauf h ingewiesen worden, d a s s es 
zumindest am R a n d e auch eine Zuständigkeit des Landschaf tsverbandes Rhe in land 
gebe, weil das Krankenhaus Eitorf als Standort für Kinder- und Jugendpsychia t r ie 
zum A u s b a u vorgesehen se i . A n d ieser Entwicklungsabsicht , den Standort mit d ieser 
Fachr ichtung zu stärken, könne man ansetzen. A u c h habe man im A u s s c h u s s ange­
raten, d ies mit der a l lgemeinen Krankenhausp lanung, die nun für 2015 neu aufgelegt 
werde, abzug le ichen und unter dem Schwerpunkt „Ärztl iche Versorgung im ländli­
chen R a u m " zu betrachten. Dies sollte in der Resolut ion auch Berücksicht igung fin­
den. M a n sei hier auch auf die Unterstützung aller Landtagsabgeordneten angewie­
sen und werde nur Gehör f inden, wenn man s ich über die Frakt ionsgrenzen hinweg 
hierfür stark mache. 

Der Landrat dankte der A b g . Deussen-Dops tad t für den wicht igen Hinweis. E r werde 
mit dem Fachbere ich abst immen, dass dies E ingang in den Resolut ionstext f inde. 

44 



12 

38. Si tzung des Kreisausschusses am 10.02.2014 
T O P Beratungsgegenstand Vorlagen-/Antrags-Nr. 

8.3 Der Landrat wies ausdrückl ich auf den Pr inzenempfang des Rhe in -S ieg -Kre ises am 
Mittwoch, dem 26.02.2014, als wicht iges gesel lschaf t l iches Ereignis hin und bat um 
rege Te i lnahme der Kre is tagsabgeordneten als Mi tgastgeber der zahl re ichen Toli tä-
ten und Karneval is ten. 

Wei tere Wor tmeldungen lagen nicht vor. 

Ende des öffentlichen Teils 


